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Stellungnahmen privater Einsender (gemäß § 3 Abs. 2 BauGB) 
 
Einsender 
Abgabe / 
Eingang 

Stellungnahme Antwort 

Bürger 1 
05.08.11 - 
09.09.11 
 

 

 

Am Eulenkamp Nr. 13 ist eine Dacheindeckung in Grün auf 
dem Befreiungsweg als einzige Abweichung vom Bebau-
ungsplan N. 13 genehmigt worden. Dies wird aus heutiger 
Sicht als städtebauliche Fehlentscheidung angesehen. Ein 
Anspruch auf Wiederholung einer als falsch erkannten 
Entscheidung besteht nicht. 
 
Das geplante Hotelprojekt auf dem Nachbargrundstück 
entspricht der touristischen Ausrichtung des Ortsteiles 
Südstrand. Die Änderung des „Reinen Wohngebietes“ zum 
Sondergebiet für „Wohnen und Touristenbeherbergung“ im 
B-Plan Nr. 13 entspricht diesem bereits vorhandenen 
Nutzungscharakter und stellt somit keine Schlechter-
stellung gegenüber den bestehenden Verhältnissen dar. 
 
Die Eingabe wird somit zurückgewiesen. 

 
Bürger 2 
18.08.11 - 
22.08.11 
 
 

Die geplante Umstellung der Bezugsgröße vom First zur 
Traufe erlaubt bereits größere Dachgauben insbesondere bei 
Krüppelwalmdächern. Eine weitere Vergrößerung entspräche 
nicht der städtebaulichen Zielsetzung der Stadt, die auch in 
anderen Stadtbereichen mit einer entsprechenden 
Festsetzung zur Begrenzung von Gaubengrößen verfolgt wird.
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Bürger 3 
17.08.11 - 
19.08.11 
 
 

 
Inwieweit Aufenthaltsräume genehmigungsfähig sind, ergibt 
sich nicht allein aus dem Planungsrecht, sondern maßgeblich 
aus dem Bauordnungsrecht. 
 
Im Rahmen der geplanten 2. Änderung wird der Bebauungs-
plan auf die BauNVO 1990 umgestellt. Demnach ermittelt sich 
die Geschossfläche in Zukunft nach den Außenmaßen der 
Gebäude in allen Vollgeschossen (§ 20 Abs. 3 Satz 1 
BauNVO). Die bisherige Festsetzung zur Geschossfläche auf 
ein bestimmtes Maß wird somit aufgehoben. 
 
Inwieweit Flächen in anderen Geschossen (z. B. Spitzboden-
ebene und/oder Kellerebene) als Aufenthaltsräume genehmigt 
werden können, bestimmt sich dann nach den Anforderungen 
des Bauordnungsrechtes. 
  
Damit wird den Erfordernissen der vorhandenen touristischen 
Nutzung Rechnung getragen. 
 
Die Eingabe wird somit berücksichtigt. 
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Bürger 4 
30.08.11 - 
31.08.11 
 
 

 

 
Zu Ziffer 1 - 3 
Der touristischen Entwicklung aus der Vergangenheit in 
diesem Bereich des Südstrandes wird mit der 2. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 13 Rechnung getragen 
 
Zu Ziffern 3 – 5 
Inwieweit Flächen in anderen Geschossen (z. B. Spitzboden 
und/oder Keller) als Aufenthaltsräume genehmigt werden 
können, bestimmt sich nach den Anforderungen des 
Planungsrechtes (Maß der Nutzung) und des Bauordnungs-
rechtes. 
 
Im Rahmen der geplanten 2. Änderung wird der Bebauungs-
plan auf die BauNVO 1990 umgestellt. Demnach ermittelt sich 
die Geschossfläche in Zukunft nach den Außenmaßen der 
Gebäude in allen Vollgeschossen (§ 20 Abs. 3 Satz 1 
BauNVO). Die bisherige Festsetzung zur Geschossfläche auf 
ein bestimmtes Maß wird somit aufgehoben. Es bleiben jedoch 
die Vorgaben des Bauordnungsrechtes hinsichtlich der 
Nutzung von Spitzböden und Kellern maßgebend. 
 
Auch die Regelungen zu den Dachflächenfenstern nach 
Anzahl und Größe erlaubt in Zukunft 4 Dachflächenfenster je 
Dachseite bis zu einer Größe von jeweils 1,4 m². 
  
Damit wird den Erfordernissen der vorhandenen touristischen 
Nutzung Rechnung getragen. 
 
Die Eingabe wird somit berücksichtigt. 
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Bürger 5 
05.09.11 - 
05.09.11 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlass der Planänderung sind die tatsächliche erfolgten 
touristischen Entwicklungen am Ortsteil Südstrand in der 
Vergangenheit, die Planung eines Hotelprojektes im östlich an 
das Plangebiet angrenzenden Planbereich sowie die 
Entwicklung der höchstrichterlichern Rechtsprechung, wonach  
die Zulässigkeit gewerblich genutzter Ferienwohnungen in 
Reinen Wohngebieten (WR) strittig ist und solche 
Ferienwohnungen aus heutiger Sicht ohne rechtliches Risiko 
nur in einem entsprechenden Sondergebiet zugelassen 
werden können. 
 
Es geht daher nicht um eine „Legalisierung“ vorhandener 
Nutzungsformen, sondern um eine städtebaulich sachgerechte 
Festlegung planungsrechtlicher Rahmenbedingungen vor dem 
Hintergrund des Bestandes und im Hinblick auf die künftige 
Weiterentwicklung dieses Teilbereiches der Stadt Wyk auf 
Föhr.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Anlage zur Vorlage Nr. 1840/2 

 5

Bürger 5 
 
 
 

 

 

 
 
 
 
 
Zu 1. Anzahl der Wohneinheiten 
Es ist festzustellen, dass die Mehrzahl der Gebäude als 
Einzelhäuser auf ungeteilten Flurstücken genehmigt sind, auch 
wenn die bauliche Ausführung mit zwei Eingängen, Brand-
wand usw. den Eindruck von „Doppelhäusern“ vermittelt. 
 
 
 
Die Anzahl der Wohneinheiten wird in Zukunft auf maximal vier 
Wohneinheiten in Form von Dauerwohnungen und/oder 
Ferienwohnungen festgesetzt. In Verbindung mit der 
Einzelhausfestsetzung sind dann Einzelhäuser mit vier 
Wohneinheiten zulässig. Im Hinblick auf bereits genehmigte 
Doppelhäuser mit 2 Haushälften auf je einem eigenständigen 
Flurstück werden zwei Wohneinheiten je Haushälfte 
festgesetzt. Damit wird der bereits vorhandenen touristischen 
Nutzung im Plangebiet Rechnung getragen und eine 
Gleichbehandlung aller Grundstücke herbeigeführt vor dem 
Hintergrund einer früher bereits einmal beabsichtigten             
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 in Teilbereichen, die 
jedoch keine Rechtskraft erlangt hatte.  
 
Eine darüber hinausgehende Anzahl von Wohneinheiten war 
zu keiner Zeit im Plangebiet zulässig. Auf gegebenenfalls im 
Bestand vorhandene jedoch nicht genehmigte mehr als vier 
Nutzungseinheiten besteht kein Anspruch.  
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Bürger 5 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausnahmeregelung für „kleine Beherbergungsbetriebe“ in 
einem Gebäude rechtfertigt sich aus dem genehmigten 
baulichen Bestand, der auch in dieser Form künftig nutzbar 
bleiben soll, während beim überwiegenden Teil des 
Plangebietes angesichts des Bestandes von einer Nutzung als 
Ferienwohnungen auszugehen ist. 
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Bürger 5 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2. Maß der Nutzung 
Im Rahmen der geplanten 2. Änderung wird der Bebauungs-
plan auf die BauNVO 1990 umgestellt. Demnach ermittelt sich 
die Geschossfläche in Zukunft nach den Außenmaßen der 
Gebäude in allen Vollgeschossen (§ 20 Abs. 3 Satz 1 
BauNVO). Die bisherige Festsetzung zur Geschossfläche auf 
ein bestimmtes Maß wird somit aufgehoben. 
 
Inwieweit Flächen in anderen Geschossen (z. B. Spitzboden-
ebene und/oder Kellerebene) als Aufenthaltsräume genehmigt 
werden können, bestimmt sich dann nach den Anforderungen 
des Bauordnungsrechtes. 
  
 
 
Damit berücksichtigt die künftige 2. Änderung des Bebauungs-
planes nicht nur die Vorgaben der Landesplanung , welche die 
küstennahen Bereiche der touristischen Nutzung vorbehalten 
wissen möchte, d. h. den gesamten Bereich des Südstrandes, 
sondern auch die Erfordernisse der bereits vorhandenen 
touristischen Nutzung sowohl was die Art als auch das Maß 
der Nutzung anbelangt.  
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Bürger 5 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.a) Dachflächenfenster (Anzahl, Größe) 
Sowohl die Anzahl der Dachflächenfenster als auch deren 
Größe wird künftig erhöht vor dem Hintergrund der teilweise 
küstennahen Standorte (Meeresblick) und zur besseren 
Belichtung der Dachgeschossbereiche. 
 
Im Hinblick auf das städtebauliche Erscheinungsbild dieses 
Bereiches insbesondere zum Strand hin, wird jedoch eine 
einheitliche Gestaltung der Dachflächenfenster je Gebäude 
bzw. für 2 Doppelhaushälften ebenso als erforderlich 
angesehen wie eine Obergrenze für die maximale Größe auf 
1,4 m², damit neben den in der Dachfläche ohnehin zulässigen 
Dachgauben auch noch teilweise geschlossene Dachflächen 
wahrnehmbar bleiben. 
 
 
 

 
 
 



Anlage zur Vorlage Nr. 1840/2 

 9

Bürger 5 
 
 
 

 
 
 

 
 
Die Grundsatzüberlegungen zum „Thema Architektur“ werden 
zur Kenntnis genommen. Sie sind nicht Gegenstand dieses 
Bauleitplanverfahrens. 
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Bürger5 
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Bürger 5 
 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.b) Dachflächenfenster (Spitzboden) 
Da die Spitzbodennutzung für Aufenthaltsräume bereits aus 
bauordnungsrechtlichen Gründen in der Regel nicht 
genehmigungsfähig ist, wird für die Spitzbodenbereiche keine 
Belichtung über Dachflächenfenster zugelassen. Diese 
Regelung entspricht den gleichlautenden Festsetzungen in 
anderen Bebauungsplangebieten.  
 
Für die zulässige Abstellraumnutzung der Spitzböden ist 
künftig eine Belüftungs-/Belichtungsmöglichkeit über die 
Giebel- und Krüppelwalmflächen möglich. Dabei werden aus 
gestalterischen Gründen Gaubenlösungen zugelassen. Da 
bisher diese Bereiche auch nur als Abstellräume genehmigt 
und nutzbar gewesen sind, und sich daraus auch bisher die 
Zulässigkeit von Dachflächenfenstern abgeleitet hat 
(...Dachflächenfenster sind nur für Nebenräume 
zugelassen...), erfolgt durch die geplante Neuregelung keine 
Nutzungseinschränkung im Bereich der Spitzböden gegenüber 
dem bisher genehmigten Bestand. 
Der Bestandsschutz für genehmigte Dachflächenfenster gilt 
weiterhin. 
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Bürger 5 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Ergebnis 
Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass der Eingabe in 
den vielen Punkten entsprochen wird zur Vermeidung von 
Ungleichbehandlungen, jedoch im Interesse des 
städtebaulichen Erscheinungsbildes diesen Bereiches der 
Stadt es auch im Hinblick auf die Attraktivität des Orts- und 
Landschaftsbildes für den Tourismus bei bestimmten 
Rahmensetzungen bleibt aus den oben genannten Gründen. 
 
Die Eingabe wird somit teilweise berücksichtigt und teilweise 
nicht berücksichtigt.  
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Bürger 6 
05.09.11 - 
05.09.11 
 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. Sachverhalt 
Die Ausführungen zu den bestehenden Sachverhalten werden 
zur Kenntnis genommen. 
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Bürger 6 
 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.a) Geltungsbereich der Änderung 
Die Flächen der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 
südwestlich der Strandstraße (AOK-Kinderkurheim) und der 
Bereich südlich der Gmelinstraße (Café Prinzen und August-
Endell-Weg) gehören nicht zum Geltungsbereich der  
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13.  
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Bürger 6 
 
 
 

 
 

 
Zu 2.b) Planungserfordernis 
Das Planungserfordernis für die 2. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 13 leitet sich ab aus verschiedenen Anlässen. Die 
tatsächliche Entwicklung hat deutlich gemacht, dass dieser 
Bereich des Ortsteiles Südstrand mehr und mehr durch 
touristische Nutzungen geprägt wird. Dies entspricht auch den 
heutigen Vorgaben der Landesplanung, wonach küstennahe 
Standorte der gewerblich touristischen Nutzung vorbehalten 
bleiben sollen. Dem entspricht auch die Planung eines 
Hotelprojektes am Südstrand. 
 
Hinzu kommt die Entwicklung der höchstrichterlichen Recht-
sprechung, wonach die Zulässigkeit gewerblich genutzter 
Ferienwohnungen in Reinen Wohngebieten (WR) strittig ist 
und solche Ferienwohnungen aus heutiger Sicht ohne recht-
liches Risiko nur in einem entsprechenden Sondergebiet 
zugelassen werden können. 
 
 
 
 
 
Vor diesem Hintergrund geht es nicht um die nachträgliche 
„Legalisierung“ der Ergebnisse einer bereits stattgefunden 
habenden Entwicklung, sondern um die notwendige Schaffung 
eines sachgerechten und zeitgemäßen planungsrechtlichen 
Rahmens zur Ordnung und Steuerung der baulichen 
Verhältnis im Hinblick auf die künftige städtebauliche 
Entwicklung. 
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Bürger 6 
 
 

 

 
 
Zu dieser Thematik der touristischen Entwicklung gehört auch 
die Planung eines Hotelprojektes auf der östlich des 
Änderungsgebietes gelegenen Fläche südlich der Gmelin-
straße.  
 
Die damit einhergehenden Emissionsfragestellungen sind kein 
Anlass für diese Planänderung. Denn diese Gesichtspunkte 
werden auf der Grundlage eines Schallgutachtens über die 
Festsetzungen der 1. vorhabenbezogenen Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 31 abgearbeitet. 
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Bürger 6 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.c). Anzahl der Wohneinheiten 
Es ist festzustellen, dass die Mehrzahl der Gebäude als 
Einzelhäuser auf ungeteilten Flurstücken genehmigt sind, auch 
wenn die bauliche Ausführung mit zwei Eingängen, 
Brandwand usw. den Eindruck von „Doppelhäusern“ vermittelt. 
 
Die Anzahl der Wohneinheiten wird in Zukunft auf maximal vier 
Wohneinheiten in Form von Dauerwohnungen und/oder 
Ferienwohnungen festgesetzt. In Verbindung mit der 
Einzelhausfestsetzung sind dann Einzelhäuser mit vier 
Wohneinheiten zulässig. Im Hinblick auf bereits genehmigte 
Doppelhäuser mit 2 Haushälften auf je einem eigenständigen 
Flurstück werden zwei Wohneinheiten je Haushälfte 
festgesetzt. Damit wird der bereits vorhandenen touristischen 
Nutzung im Plangebiet Rechnung getragen und eine 
Gleichbehandlung aller Grundstücke herbeigeführt vor dem 
Hintergrund einer früher bereits einmal beabsichtigten             
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 in Teilbereichen, die 
jedoch keine Rechtskraft erlangt hatte.  
 
Eine darüber hinausgehende Anzahl von Wohneinheiten war 
zu keiner Zeit im Plangebiet zulässig. Auf gegebenenfalls im 
Bestand vorhandene jedoch nicht genehmigte mehr als vier 
Nutzungseinheiten besteht kein Anspruch.  
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Bürger 6 
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Bürger 6 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.d) Nebenanlagen, Müllschränke usw. 
Die Festsetzung wird dahingehend geändert, dass künftig 4 m² 
zugelassen werden, um dem Bedarf durch die größeren 
Müllgefäße zu entsprechen. 
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Bürger 6 
 
 

 
Zu 2.e Schaukästen 
Die Festsetzung wird dahingehend geändert, dass künftig 1 m² 
zugelassen wird, was einer Größe entspricht, die nach LBO 
verfahrensfrei ist. 
 
Zu 2.f) Sichtschutzwände 
Die Festsetzung wird dahingehend vereinfacht, dass künftig 
individuelle Lösungen entsprechend den Gegebenheiten 
zugelassen werden. 
 
 
 
 
Zu 2.g) Nebenanlagen, Trafostation, Solaranlagen, 
Antennenanlagen 
Die Festsetzung sind neu gefasst mit dem Ziel Nebenanlagen 
einzuschränken, um den parkähnlichen Charakter dieses 
Bereichs zu erhalten und die Grundstücke nicht mit einer 
Vielzahl von Nebenanlagen zu verstellen. 
Die vorhandene Trafostation ist nicht als Nebenanlage 
anzusehen, die einem Grundstück zugeordnet ist. Es handelt 
sich hierbei vielmehr um eine Infrastruktureinrichtung, die der 
Versorgung/Erschließung des Plangebietes mit Energie dient. 
 
Solaranlagen werden auf Dachflächen zugelassen, bleiben 
jedoch als eigenständig auf den Grundstücken errichtete 
Nebenanlagen aus den oben genannten Gründen unzulässig. 
 
Für Antennenanlagen gilt das für Solaranlagen Gesagte 
sinngemäß. 
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Bürger 6 
 

 
 
 
 
 

 
Zu 2.h) Stellplätze 
Die bisherige Festsetzung entfällt. Die Anzahl der 
herzustellende Stellplätze richtet sich nach den Anforderungen 
der LBO. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.i) BauNVO 1990 
Die Festsetzung betrifft den Geltungsbereich der 2. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 13. 
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Bürger 6 
 
 

 
 

 
 
 

 
Zu 2.j) BauNVO 1990, Geltungsbereich 
Die Festsetzung ermöglicht auch bei einer größeren Anzahl 
von Wohneinheiten jeder Wohnung eine Terrassenfläche 
zuzuordnen, wobei zugleich unverhältnismäßig große 
Terrassenflächen vermieden werden. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.k) BauNVO 1990, Maß der Nutzung 
Im Rahmen der geplanten 2. Änderung wird der 
Bebauungsplan auf die BauNVO 1990 umgestellt. Demnach 
ermittelt sich die Geschossfläche in Zukunft nach den 
Außenmaßen der Gebäude in allen Vollgeschossen (§ 20 Abs. 
3 Satz 1 BauNVO). Die bisherige Festsetzung zur 
Geschossfläche auf ein bestimmtes Maß wird somit 
aufgehoben. 
 
Inwieweit Flächen in anderen Geschossen (z. B. Spitzboden-
ebene und/oder Kellerebene) als Aufenthaltsräume genehmigt 
werden können, bestimmt sich dann nach den Anforderungen 
des Bauordnungsrechtes. 
 
Damit berücksichtigt die künftige 2. Änderung des Bebauungs-
planes nicht nur die Vorgaben der Landesplanung , welche die 
küstennahen Bereiche der touristischen Nutzung vorbehalten 
wissen möchte, d. h. den gesamten Bereich des Südstrandes, 
sondern auch die Erfordernisse der bereits vorhandenen 
touristischen Nutzung sowohl was die Art als auch das Maß 
der Nutzung anbelangt.  
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Zu 2.l) Gebäudehöhe 
Die festgesetzte Firsthöhe wird beibehalten zur Steuerung der 
Ausnutzungsverhältnisse in den Dachgeschossen. 
Energetische Aufwertungsmaßnahmen werden dadurch nicht 
verunmöglicht, weil Dämmmaßnahmen auch von Innen 
durchgeführt werden können bzw. Dämmstoffe mit höheren 
Dämmwerten Verwendung finden können. 
 
 
 
 
 

 
 
Bürger 6 
 
 

 

 
Zu 2.m) Dachüberstände 
Die Regelung zu Dachüberständen wird neu gefasst und auf 
die Gebäudelängs- bzw. Gebäudeschmalseiten bezogen. 
 
 
 
 
Zu 2.n) Dachflächenfenster (Anzahl, Größe) 
Sowohl die Anzahl der Dachflächenfenster als auch deren 
Größe wird künftig erhöht vor dem Hintergrund der teilweise 
küstennahen Standorte (Meeresblick) und zur besseren 
Belichtung der Dachgeschossbereiche. 
 
Im Hinblick auf das städtebauliche Erscheinungsbild dieses 
Bereiches insbesondere zum Strand hin, wird jedoch eine 
einheitliche Gestaltung der Dachflächenfenster je Gebäude 
bzw. für 2 Doppelhaushälften ebenso als erforderlich 
angesehen wie eine Obergrenze für die maximale Größe auf 
1,4 m², damit neben den in der Dachfläche ohnehin zulässigen 
Dachgauben auch noch teilweise geschlossene Dachflächen 
wahrnehmbar bleiben. 
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Da bisher die Spitzbodenbereiche  nur als Abstellräume 
genehmigt und nutzbar gewesen sind, und sich daraus auch 
bisher die Zulässigkeit von Dachflächenfenstern abgeleitet hat 
(...Dachflächenfenster sind nur für Nebenräume 
zugelassen...), erfolgt durch die geplante Neuregelung keine 
Nutzungseinschränkung im Bereich der Spitzböden gegenüber 
dem bisher genehmigten Bestand. 
Der Bestandsschutz für genehmigte Dachflächenfenster gilt  
weiterhin. 
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Bürger 6 
 
 

 
 

 
Zu 3. Abwägung privater/öffentlicher Belange 
Der Abwägung privater Interessen und öffentlicher Belange 
tragen die oben dargestellten Änderung der Planfestsetzungen 
angemessen Rechung insbesondere auch im Hinblick auf die 
Weiterentwicklung der touristischen Nutzung. 
 
 
Ergebnis 
Es bleibt festzustellen, dass aus diesem Grunde sowie zur 
Vermeidung von Ungleichbehandlungen der Eingabe in vielen 
Punkten entsprochen wird, jedoch im Interesse des 
städtebaulichen Erscheinungsbildes dieses Teilbereiches der 
Stadt es auch im Hinblick auf die Attraktivität des Orts- und 
Landschaftsbildes für den Tourismus bei bestimmten Rahmen-
setzungen bleibt wie oben ausgeführt. 
 
Die Eingabe wird somit teilweise berücksichtigt und teilweise 
nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 

 


